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Antrag 

der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm, Dieter Arnold, Christoph Maier und 
Fraktion (AfD) 

Vermeidung von doppelter oder mehrfacher Staatsbürgerschaft wieder zum Leit-
prinzip erheben 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene dafür einzusetzen, dass 
die Vermeidung von doppelter oder mehrfacher Staatsbürgerschaft wieder zum Leit-
prinzip des deutschen Staatsbürgerschaftsrechts erhoben wird. Insbesondere soll auf 
die Einführung einer Optionspflicht für Personen aus Nicht-EU-Staaten hingewirkt wer-
den.  

Überdies soll die Staatsregierung sich für die Schaffung der gesetzlichen Grundlagen 
einsetzen, mit denen Bürgern der Bundesrepublik Deutschland, die neben der deut-
schen noch mindestens eine weitere Staatsangehörigkeit eines Nicht-EU-Staates be-
sitzen, die deutsche Staatsangehörigkeit entzogen werden kann. 

 

 

Begründung: 

Im Jahre 2000 wurde das bewährte deutsche Staatsbürgerschaftsrecht nach Abstam-
mung (ius sanguinis) durch ein Staatsbürgerschaftsrecht nach Geburtsort (ius soli) er-
gänzt. Dieses für die seit 2000 hier geborenen Kinder ausländischer Eltern geltende 
Anrecht auf die deutsche Staatsangehörigkeit wurde regelhaft, jedoch nur auf Zeit 
(nämlich altersbezogen befristet) gewährt, sodass eine nur vorübergehende Doppel-
staatigkeit entstand, die mit der Optionspflicht (für eine der beiden Staatsbürgerschaf-
ten) zwischen dem 18. und 23. Lebensjahr endete. Gegen diese fundamentale Ände-
rung der bis dahin geltenden Rechtslage hatte die CDU/CSU im Vorfeld eine Unter-
schriftenaktion mit dem Motto „Ja zu Integration – Nein zu doppelter Staatsangehörig-
keit“ organisiert, mit der rund fünf Millionen Unterschriften gesammelt werden konnten. 
In einem eigenen Entwurf stellte die CDU 1999 fest, dass bei einer Einbürgerung die 
Beibehaltung der bisherigen Staatsangehörigkeit sich „insgesamt eher integrations-
hemmend“ auswirke. Der damalige bayerische Ministerpräsident Edmund Stoiber 
(CSU) erklärte damals das rot-grüne Vorhaben als „gefährlichsten Anschlag auf den 
Rechtsstaat seit der RAF“. 

Mit einer weiteren Novelle entfiel die Optionspflicht Ende 2014 für in Deutschland ge-
borene und aufgewachsene Kinder ausländischer Eltern. Mit dem Staatsangehörig-
keitsmodernisierungsgesetz (StARModG), das im Juni 2024 in Kraft trat, wurde nicht 
nur die Einbürgerung erheblich erleichtert, sondern Mehrstaatigkeit generell hingenom-
men. Diese Möglichkeit wird von neu Eingebürgerten intensiv genutzt, die Aufgabe der 
bisherigen Staatsangehörigkeit mit dem Erwerb des deutschen Passes ist nach den 
bisherigen Erfahrungen die absolute Ausnahme. 

In der Folge ist die Anzahl der in Deutschland lebenden Personen mit mehreren Staats-
bürgerschaften rapide gewachsen und steigt immer weiter. Aktuell liegt die Zahl der 
Doppelstaatler nach Angaben des Statistischen Bundesamtes zwischen 2,7 (Mikrozen-
sus) und 5,8 Millionen (Zensus). Ein großer Anteil davon hat neben der deutschen eine 
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weitere Staatsbürgerschaft eines EU-Staats, was in der Regel unproblematisch ist. 
Durch die ideologisch motivierten Einbürgerungserleichterungen wächst jedoch die 
Zahl der Doppelstaatler, die im Zuge der massenhaften Asylmigration nach Deutsch-
land gekommen sind. Die Hinnahme der Mehrstaatigkeit von Personen aus Nicht-EU-
Staaten schafft eine Reihe von Problemen, die es zuvor nicht gab. 

Zahlreiche Konfliktpotenziale, Rechtsunsicherheiten sowie faktische Ungleichheiten 
prägen das Zusammenleben in einer Gesellschaft mit massenhafter doppelter Staats-
bürgerschaft. Dies war in Europa lange Zeit Konsens, daher wurde das Bestreben, 
Mehrstaatigkeit möglichst zu verringern, auch in das Straßburger „Übereinkommen 
über die Verringerung der Mehrstaatigkeit und über die Wehrpflicht von Mehrstaatern 
vom 6. Mai 1963“ übernommen: „in der Erwägung, dass sich in Fällen mehrfacher 
Staatsangehörigkeit Schwierigkeiten ergeben können und dass ein gemeinsames Vor-
gehen zur möglichst weitgehenden Verringerung dieser Fälle im Verhältnis zwischen 
den Mitgliedstaaten dem Ziel des Europarats entspricht“. Dieses Übereinkommen 
wurde jedoch 2001 unter der rot-grünen Bundesregierung durch Deutschland aufge-
kündigt. Damit wurden die ersten Schritte auf einem politischen Irrweg getan. 

Dieser Irrweg begründet die Möglichkeit von Rechtskollisionen auf zahlreichen Gebie-
ten wie Wehrpflicht/Wehrdienst, diplomatischem Schutz oder Straf-, Steuer- und Erb-
recht. Er berührt vor allem aber auch Loyalitätsaspekte und öffnet ggf. ausländischer 
Einflussnahme Tür und Tor, dasselbe gilt für kulturelle Prägungen und Auffassungen, 
die womöglich zu Tradition, Recht und Gesetz Deutschlands in scharfem Widerspruch 
stehen. Letzteres wird besonders kritisch, wenn der Doppelstaatler einer nicht westlich 
geprägten Kultur entstammt, wie es auf die Millionen vermeintlichen Asyl-Migranten, die 
seit zehn und mehr Jahren nach Deutschland gekommen sind, mehrheitlich zutrifft. Die 
Beibehaltung der ursprünglichen Staatsbürgerschaft entlässt die Eingebürgerten aus 
der Verantwortung, sich aktiv auf die neue Heimat einzulassen und sich zu ihr zu be-
kennen. Das begünstigt Parallelgesellschaften und innerstaatliche Konflikte sowie äu-
ßere Einflussnahme, wie sie etwa durch den türkischen Präsidenten Recep Tayyip 
Erdogan schon aktiv-aggressiv praktiziert wurde. 

Durch die Reaktivierung des Prinzips der Vermeidung einer doppelten Staatsbürger-
schaft ergäbe sich stattdessen die Möglichkeit, die künstlich geschaffenen Probleme 
wieder auf ein unvermeidbares Maß zu reduzieren. Eine entsprechende Reform des 
Staatsangehörigkeitsrechts würde auch dem Anspruch der Mehrheitsbevölkerung da-
rauf gerecht, dass sich Neubürger nicht noch eine Hintertür aufhalten und sich in jeder 
Zweifelsfrage auf die für sie „günstigere“ Staatsbürgerschaft berufen können. Wer mit 
der Herkunft aus einem Nicht-EU-Staat in Deutschland leben, aber sich nicht zu 
Deutschland bekennen will, sollte sich konsequent mit einem ausländerrechtlichen Sta-
tus zufriedengeben. Für den deutschen Staat wäre es somit auch leichter, jene Perso-
nen, die sich hartnäckig der Anerkennung unserer Regeln und Gesetze verweigern, bis 
hin zur Straffälligkeit, wieder in ihre Herkunftsländer zurückzuführen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm, Dieter Arnold u.a. und 
Fraktion (AfD) 
Drs. 19/5006 

Vermeidung von doppelter oder mehrfacher Staatsbürgerschaft wieder zum 
Leitprinzip erheben 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Christoph Maier 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 
und Integration federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Bundes- und Eu-
ropaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen hat den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 21. Sitzung am 
13. März 2025 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat den Antrag in seiner 25. Sitzung am 25. März 2025 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Petra Guttenberger 
Vorsitzende 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Ilse Aigner



Präsidentin Ilse Aigner: Ich rufe Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die endgültige Abstimmliste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der endgültigen Abstimmliste einver

standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist das gesamte Hohe Haus. 

Gegenstimmen? – Keine. Stimmenhaltungen? – Keine. Damit übernimmt der Landtag 

diese Voten.

Protokollauszug
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der 
Abstimmung über die nicht einzeln zu beratenden 
Europaangelegenheiten und Anträge zugrunde gelegt 
wurden (Tagesordnungspunkt 2) 
 
Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen 
  oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 
 

Europaangelegenheiten 

1. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Unternehmen und Industrie 
Zukunft der europäischen Automobilindustrie 
30.01.2025 - 13.02.2025 
Drs. 19/5120, 19/6006 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Die EU-Konsultation wird zur Kenntnis genommen. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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2. Konsultationsverfahren der Europäischen Union 
 
Maritime Angelegenheiten und Fischerei 
Gemeinsame Fischereipolitik – Bewertung 
27.01.2025 - 21.04.2025 
Drs. 19/5121, 19/6035 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
 
Die EU-Konsultation wird zur Kenntnis genommen. 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

Anträge 

3. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib u.a. und Fraktion (SPD) 
Freihandel statt Protektionismus: Mercosur-Abkommen sichern 
Drs. 19/4608, 19/5921 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

4. Antrag der Abgeordneten Christiane Feichtmeier, Horst Arnold, 
Holger Grießhammer u.a. und Fraktion (SPD) 
Islamistischen Terrorismus in Bayern effektiv bekämpfen – 
Sofortmaßnahmen umsetzen 
Drs. 19/4671, 19/5894 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

5. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Andreas Hanna-Krahl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Ein barrierefreies Gesundheitssystem für Alle –  
damit der Praxisbesuch nicht schon an der Türschwelle scheitert 
Drs. 19/4675, 19/5906 (ENTH) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z ENTH 
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6. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Ruth Waldmann, Dr. Simone Strohmayr u.a. und Fraktion (SPD) 
Psychiatrische und psychotherapeutische Versorgung  
in Bayern verbessern 
Drs. 19/4729, 19/5907 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

7. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Bayern trägt Verantwortung! – Transparenz und Digitalisierung  
in der Provenienzforschung vorantreiben 
Drs. 19/4743, 19/5911 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A Z Z 

8. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Sanne Kurz u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Einsatz von künstlicher Intelligenz im Journalismus  
transparent gestalten! 
Drs. 19/4755, 19/5912 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 
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9. Antrag der Abgeordneten Ruth Müller, Florian von Brunn,  
Sabine Gross u.a. SPD 
Potenziale von Biomasse aus Land- und Forstwirtschaft  
als Alternative zu fossilen Rohstoffimporten 
Drs. 19/4756, 19/5889 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

10. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Psychische Gesundheit stärken I:  
Einrichtung eines „Lehrstuhls für Kinder- und Jugendpsychiatrie“ 
Drs. 19/4790, 19/5913 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

11. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Psychische Gesundheit stärken II: Präventionsgesetz ergänzen 
Drs. 19/4791, 19/5908 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 
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12. Antrag der Abgeordneten Bernhard Seidenath, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Psychische Gesundheit stärken III: Bedarf an Kinder-  
und Jugendpsychotherapeuten gesondert beplanen 
Drs. 19/4792, 19/5909 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

13. Antrag der Abgeordneten Josef Zellmeier, Alex Dorow, 
Petra Guttenberger u.a. CSU 
Verbesserung des Opferschutzes 
Drs. 19/4798, 19/6010 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z A ENTH Z 

14. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Dr. Sabine Weigand u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Denkmalschutz entbürokratisieren: Digitale Plattform für 
Denkmalfördermittel einrichten und Antragsverfahren beschleunigen  
Drs. 19/4799, 19/5914 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 
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15. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Dr. Sabine Weigand u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Denkmalschutz entbürokratisieren: Neufassung der Vollzugsvorschriften 
des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes 
Drs. 19/4800, 19/5915 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 

16. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Dr. Sabine Weigand u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Denkmalschutz entbürokratisieren:  
Regelung für bewegliche Denkmäler streichen 
Drs. 19/4801, 19/5916 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 

17. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Dr. Sabine Weigand u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Denkmalschutz entbürokratisieren:  
Verfahrensfreiheit für Photovoltaikanlagen  
Drs. 19/4802, 19/5917 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ENTH 
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18. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Toni Schuberl u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stiftung Opferhilfe Bayern stärken, Parallelstrukturen vermeiden 
Drs. 19/4806, 19/6011 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z ohne 

Die SPD-Fraktion hat beantragt, das Votum „Enthaltung“ zugrunde zu 

legen. 

19. Antrag der Abgeordneten Ruth Müller, Florian von Brunn,  
Sabine Gross u.a. SPD 
Bio boomt: Bäuerinnen und Bauern bei Umstellung  
auf ökologische Landwirtschaft unterstützen 
Drs. 19/4807, 19/5890 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

20. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Für ein Ende der Richterrotation und gegen den Laufbahnwechsel 
zwischen der Staatsanwaltschaft und dem Richteramt in der Justiz 
Drs. 19/4879, 19/6012 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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21. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Regelüberprüfung der Schutzberechtigung wieder einführen –  
Asyl ist Schutz auf Zeit, kein Vehikel der Einwanderung 
Drs. 19/4894, 19/6013 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

22. Antrag der Abgeordneten Ferdinand Mang, Benjamin Nolte, 
Ulrich Singer und Fraktion (AfD) 
Bericht über die Planungen und Fortschritte zur weiteren Nutzung  
des Nürnberger Fernmeldeturmes 
Drs. 19/4896, 19/5918 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

23. Antrag der Abgeordneten Kerstin Schreyer, Maximilian Böltl, 
Martin Wagle u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Prof. Dr. Michael Piazolo u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Vom Patent zum Produkt – Transfer von Wissenschaft  
in die Wirtschaft stärken 
Drs. 19/4897, 19/5919 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wissenschaft und Kunst 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

24. Antrag der Abgeordneten Andreas Jurca, Andreas Winhart, 
Johann Müller und Fraktion (AfD) 
Keine Grunderwerbsteuer auf die erste, selbst genutzte Immobilie! 
Drs. 19/4970, 19/5936 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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25. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Christoph Maier,  
Martin Böhm u.a. und Fraktion (AfD) 
Streichung des § 188 StGB 
Drs. 19/4973, 19/6014 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

26. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Harald Meußgeier,  
Gerd Mannes und Fraktion (AfD) 
Folgen der Einstellung der Schweineschlachtung in Augsburg 
Drs. 19/4984, 19/5891 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

27. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Gerd Mannes,  
Harald Meußgeier und Fraktion (AfD) 
Wirtshaussterben aufhalten – Spezielle Raucherlokale gestatten 
Drs. 19/4988, 19/5892 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 

28. Antrag der Abgeordneten Ralf Stadler, Gerd Mannes,  
Franz Bergmüller u.a. und Fraktion (AfD) 
Bayerische Tourismusbranche zukunftsfähig aufstellen – 
Steuergesetzgebung anpassen 
Drs. 19/4991, 19/5937 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A Z A A 
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29. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Sabine Gross, Ruth Müller u.a. und Fraktion (SPD) 
Deutschlandticket dauerhaft sichern 
Drs. 19/5005, 19/5938 (A) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

A A A Z Z 

30. Antrag der Abgeordneten Rene Dierkes, Martin Böhm,  
Dieter Arnold u.a. und Fraktion (AfD) 
Vermeidung von doppelter oder mehrfacher Staatsbürgerschaft  
wieder zum Leitprinzip erheben 
Drs. 19/5006, 19/6015 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

31. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen islamistischen Terrorismus I –  
Online-Radikalisierung verfolgen und bekämpfen! 
Drs. 19/5026, 19/5895 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

32. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen islamistischen Terrorismus II – 
Ein Update für die Prävention und Radikalisierungsforschung! 
Drs. 19/5027, 19/5896 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

33. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen islamistischen Terrorismus III –  
Terrorfinanzierung austrocknen! 
Drs. 19/5028, 19/5897 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

34. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Florian Siekmann u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Gemeinsam gegen islamistischen Terrorismus IV –  
Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden voranbringen! 
Drs. 19/5029, 19/5898 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode Anlage 
zur 47. Vollsitzung am 1. April 2025



 

35. Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, 
Florian Köhler u.a. und Fraktion (AfD) 
„Olaf Scholz begleitet die Einbürgerung einer türkischen Staatsbürgerin 
ohne Deutschkenntnisse in Nürnberg – Information der Staatsregierung“ 
Drs. 19/5083, 19/6016 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

36. Antrag der Abgeordneten Jörg Baumann, Richard Graupner, 
Florian Köhler und Fraktion (AfD) 
Bayern muss Konsequenzen aus islamistischen Anschlägen ziehen!  
Drs. 19/5084, 19/5899 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

37. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Paul Knoblach u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Mehr Therapieplätze, weniger Wartezeit:  
Lösung für Sonderbedarfszulassungen  
Drs. 19/5086, 19/5910 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Gesundheit, Pflege und Prävention 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

38. Antrag der Abgeordneten Benjamin Nolte, Ferdinand Mang, 
Ulrich Singer und Fraktion (AfD) 
Zurück zu Deutsch als Wissenschaftssprache 
Drs. 19/5097, 19/5920 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

39. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen I: 
Entwicklung eines Bund-Länder-Aktionsplans gegen Islamismus  
Drs. 19/5098, 19/5900 (G) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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40. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen II: 
Maßnahmen zur Transparenz der Auslandsfinanzierung von  
Moschee-Vereinen in Deutschland 
Drs. 19/5099, 19/5901 (G) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

41. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen III: 
Prüfung der Einrichtung einer bundesweiten multidisziplinären 
Dokumentationsstelle „Politischer Islamismus“ 
Drs. 19/5100, 19/5902 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

42. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen IV: 
Präventionsarbeit gegen Islamismus weiter ausbauen 
Drs. 19/5101, 19/5903 (G) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

43. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Barbara Becker, 
Thomas Huber u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen V: 
Mädchen und Frauen schützen! Stärkung der Strukturen gegen 
Zwangsheirat und Verschleppung, Schaffung einer Melde-  
und Koordinationsstelle 
Drs. 19/5102, 19/5904 (E) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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44. Antrag der Abgeordneten Holger Dremel, Thomas Huber, 
Prof. Dr. Winfried Bausback u.a. CSU, 
Florian Streibl, Felix Locke, Wolfgang Hauber u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Keine Toleranz für die Intoleranten – Islamismus transparent  
machen und umfassend bekämpfen VI: 
Islamistische Versammlungen unterbinden und  
Einzelpersonen genau ins Visier nehmen 
Drs. 19/5103, 19/5905 (G) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 

45. Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, 
Laura Weber u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Stand und Zukunft des EU-Schulprogramms in Bayern 
Drs. 19/5163, 19/5893 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft, Forsten und Tourismus 

CSU FREIE 
WÄHLER 

AfD GRÜ SPD 

Z Z Z Z Z 

46. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Holger Grießhammer, 
Anna Rasehorn, Doris Rauscher u.a. und Fraktion (SPD) 
Eine Frage der Generationengerechtigkeit –  
Absenkung des Wahlalters auf 16 Jahre 
Drs. 19/5205, 19/6017 (A) 
 
Über den Antrag wird gesondert beraten. 
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